
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Am 13. Juli 2022 hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur (BNetzA) einen Entwurf zur „Festle-
gung von kalkulatorischen Nutzungsdauern von Erdgasleitungsinfrastrukturen“ ("KANU") vorgelegt und zur 
Konsultation gestellt.  
 

Die Gasverteilnetze in Deutschland erstrecken sich über eine Länge von mehr als 550.000 km und versor-
gen rund 20 Mio. Haushalts- sowie mehr als 1,8 Mio. Gewerbe- und Industriekunden sicher und zuverlässig 
mit Gas. Sie haben einen Wiederbeschaffungswert von mehr als 270 Mrd. Euro, sind mehrheitlich in kom-
munalem Eigentum und werden von Stadtwerken und Regionalversorgern betrieben. Die Energieversor-
gungsunternehmen der Thüga-Gruppe verfügen über mehr als 90.000 km Gasnetze zur Versorgung von 
Haushalts-, Gewerbe- und Industriekunden in ganz Deutschland. Die Gasverteilnetze stellen dabei nicht nur 
werthaltige Assets dar, sondern sind auch hinsichtlich der angestrebten Klimaneutralität der Wärmeversor-
gung bis 2045 ein entscheidender Baustein für eine effiziente und rechtzeitige Umsetzung. 
 

Die BNetzA adressiert mit „KANU“ einen ersten Aspekt dieses sehr umfangreichen Transformationsprozes-
ses, mit dem die Klimaschutzziele der Bundesregierung bis 2045 erreicht werden sollen. Aus Sicht der 
Thüga ist es von hoher Bedeutung, dass die für den Transformationsprozess erforderlichen Maßnahmen, 
bspw. durch integrierte Zielnetzplanungen für Wasserstoff-, Wärme- und Stromnetze oder andere Ele-
mente eines diesen Prozess unterstützenden Regulierungsrahmens, untereinander synchronisiert werden 
und im Rahmen des durch die Bundesregierung geplanten Dialoges, wie im Koalitionsvertrag angekündigt1, 
mit der Branche gemeinsam erarbeitet werden. Es ist wichtig, dass neben den vorgeschlagenen Anpassun-
gen aufgrund „KANU“, auch die weiteren Aspekte und regulatorischen Rahmenbedingungen der Wärme-
wende aufgegriffen und sinnvoll miteinander verzahnt werden, um eine ganzheitliche Betrachtung des um-
fangreichen Transformationsbedarfes durchzuführen. 
 

Erste Überlegungen der Thüga finden sich im untenstehenden Abschnitt „Anregungen der Thüga für eine 
Transformations-Regulierung der Gasnetze“. Gleichwohl sieht die Thüga die nun in „KANU“ vorgeschlage-
nen Anpassungen als grundsätzlich zielführend an.  
 

Thüga begrüßt Option zur Verkürzung der kalkulatorischen Nutzungsdauern bei Neuanlagen 
 

Die im Festlegungsentwurf vorgeschlagene optionale Verkürzung der kalkulatorischen Nutzungsdauern für 
neue Investitionen in das Gasnetz unterstützen wir ausdrücklich. Diese sind – wie auch in der Begründung 
der BNetzA ausgeführt – erforderlich, um Investitionen in heute benötigte Infrastrukturen zu ermöglichen 
und Kapitalgebern entsprechende Investitionssicherheit zu geben. Darüber hinaus ist es wichtig, dass die 
Option zur Verkürzung der kalkulatorischen Nutzungsdauern folgende Aspekte berücksichtigt: 
 

- Möglichkeit der leitungsscharfen Differenzierung innerhalb einer Anlagengruppe, wie in der Be-

gründung des Festlegungsentwurfs auf Seite 11 festgehalten:  Thüga befürwortet diese Differenzie-

rungsmöglichkeit, mit der es dem Netzbetreiber ermöglicht wird, für einzelne, technisch und buch-

halterisch abgrenzbare Netzstränge im selben Netzgebiet jeweils unterschiedliche kalkulatorische 

 
1 „Wir werden im Dialog mit den Unternehmen Lösungen suchen, wie wir Betriebsgenehmigungen für Energieinfrastruktur (Kraftwerke 
oder Gasleitungen) mit fossilen Brennstoffen rechtssicher so erteilen können, dass der Betrieb über das Jahr 2045 hinaus nur mit nicht-
fossilen Brennstoffen fortgesetzt werden kann, ohne einen Investitionsstopp, Fehlinvestitionen und Entschädigungsansprüche auszu-
lösen.“ (Koalitionsvertrag, S. 65) 
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Nutzungsdauern anzuwenden. Dies ist erforderlich, da – abhängig von der Art der Wärmeversor-

gung in verschiedenen Gebieten einer Kommune – die Netzstränge auch verschiedene Nutzungs-

dauern haben werden (bspw. werden Teile zur Nutzung mit 100 % erneuerbaren Gasen weiterbe-

trieben und andere Teile der Wärmeversorgung mit Fernwärme oder strombasiert abgedeckt wer-

den). Die von der Bundesregierung angedachten kommunalen Wärmepläne werden zu deren Fest-

legung von entscheidender Bedeutung sein. 

- Es muss zwingend die Möglichkeit bestehen, die gewählten Abschreibungsdauern erneut anzupas-

sen, wenn sich neue valide Erkenntnisse hinsichtlich der benötigten Nutzungsdauer des jeweiligen 

Netzstrangs ergeben (bspw. aufgrund der Aufstellung eines kommunalen Wärmeplans oder auf-

grund technischer Innovationen). 

- Die Begrenzung der Verkürzung der Abschreibungsdauern auf die Formel „2045 – Jahr der Aktivie-

rung“ greift zu kurz: Sofern bspw. absehbar ist, dass ein Leitungsabschnitt bereits vor 2045 nicht 

mehr benötigt wird, muss die Möglichkeit bestehen, entsprechend kürzere Abschreibungsdauern 

festzulegen. 

- Gem. § 6 Abs. 5 GasNEV sind die einmal für eine Anlage in Anwendung gebrachten Nutzungsdauern 

für die Restdauer beizubehalten. Noch ungeregelt in der Festlegung sind daher die zu erwartenden 

Fälle, in denen Unternehmen für ihre Neuinvestitionen die Verkürzung der Abschreibungsdauern 

zum Aktivierungszeitpunkt nicht nutzen, die Investitionen dann aber entgegen der ursprünglichen 

Erwartung vor dem Ablauf der ursprünglich angesetzten Nutzungsdauer stillgelegt werden müssen. 

Die Festlegung muss daher zwingend um eine Regelung für diese Fälle ergänzt werden. Ansonsten 

ist zu erwarten, dass alle Netzbetreiber aus Gründen der Risikominimierung für alle Neuinvestitio-

nen eine verkürzte kalkulatorische Nutzungsdauer wählen und sich dadurch die Netzentgelte unnö-

tig verteuern. Gerade aus Verbraucherschutzgesichtspunkten muss dies durch eine Passage in der 

Festlegung, die den Netzbetreibern Sicherheit gibt, dass sich ihre Investitionen auch bei Festhalten 

an längeren Nutzungsdauern amortisieren werden, vermieden werden. 

- In Ziffer 3 des Entwurfs der Festlegung wird ausgeführt, dass die optionale Regelung zur Verkürzung 

der Nutzungsdauern für Anlagengüter gilt, die ab dem Jahr 2023 als Fertiganlagen aktiviert werden. 

Demgegenüber werden im Erhebungsbogen der BNetzA zum Kapitalkostenaufschlag für die 4. Re-

gulierungsperiode auch Anlagengüter erhoben, die in den Jahren 2021 und 2022 aktiviert wurden. 

Für eine Vereinfachung des Verfahrens und im Sinne der Konsistenz sollte die optionale Regelung 

zur Verkürzung der Nutzungsdauern daher auch für diese Anlagen gelten. Eine Umsetzung der Re-

gelung für den Kapitalkostenaufschlag 2023 sollte im Rahmen des entsprechenden Regulierungs-

kontoantrags im Plan/Ist-Abgleich für Investitionen durchgeführt werden. 

 

Anregungen der Thüga für eine Transformations-Regulierung der Gasnetze 
 

Die Thüga ist davon überzeugt, dass die Transformation der Gasnetze in eine klimaneutrale Infrastruktur 
zwingend notwendig ist und nur gelingt, wenn der Regulierungsrahmen die entsprechenden Rahmenbedin-
gungen hierzu bietet. In diesem Zusammenhang ist aus unserer Sicht zu unterscheiden zwischen für einen 
anderweitigen klimaneutralen Brennstoff transformierbare und nicht transformierbare Gasnetzinfrastruk-
tur. 
 

In diesem Zusammenhang führt die BNetzA in der Begründung des Festlegungsentwurfs aus (Seite 12): 
„Teile der Infrastruktur werden möglicherweise für andere Zwecke wie insbesondere der Etablierung eines 
zukünftigen Wasserstoffnetzes umgerüstet werden können. In vielen Fällen wird dies jedoch mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht möglich oder nicht sinnvoll sein, weshalb in erheblichem Umfang mit Stilllegung 
und Rückbau zu rechnen ist “ Hierzu ist anzumerken, dass die Branche demgegenüber plant, einen großen 
Teil ihrer Netze auf klimaneutrale Gase wie Wasserstoff und Biogas umzustellen. Hierzu haben 180 Gasver-
teilnetzbetreiber bereits zum 30. Juni 2022 einen Gasnetzgebietstransformationsplan (GTP) erstellt. Vo-



 

 

raussichtlich im September wird darauf aufbauend ein deutschlandweiter Gesamt-GTP veröffentlicht wer-
den, der erstmalig einen deutschlandweiten Überblick über die Transformationsplanung hin zu einer klima-
neutralen Gasnetzinfrastruktur bieten wird. 
 

Die Branche steht damit im Einklang mit einer Entschließung des Bundestages vom 5. Juli 2022, in welcher 
der Bundestag die Bundesregierung u. a. auffordert, „… schnellstmöglich eine Überarbeitung der Nationalen 
Wasserstoffstrategie vorzulegen, um die vereinbarte Steigerung der inländischen Elektrolyseleistungen und 
alle weiteren Maßnahmen zum Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft zu definieren – und diese anschließend 
schnellstmöglich umzusetzen. Dabei darf der Wasserstoffeinsatz nicht auf bestimmte Anwendungsfelder 
begrenzt werden, um eine maximale Wirkung zu entfalten.“2 In eine ähnliche Richtung gehen die jüngsten 
Äußerungen des Nationalen Wasserstoffrates: „Die ersten Ergebnisse der durch die Fraunhofer-Institute ISE 
und IEE durchgeführten „Bottom-up-Studie zu Pfadoptionen einer effizienten und sozialverträglichen Dekar-
bonisierung des Wärmesektors“ zeigen, dass Wasserstoff neben Wärmepumpen und -netzen eine der Tech-
nologieoptionen ist, die für die Dekarbonisierung des Wärmemarktes notwendig sind.“3 
 

Vor diesem Hintergrund muss umfassend diskutiert werden, wie ein Regulierungsrahmen gestaltet werden 
kann, der die notwendigen Anreize für die Transformation bietet, vor der die Gasnetzbetreiber stehen und 
der gleichzeitig die Preisgünstigkeit und Zuverlässigkeit der Gasversorgung nicht außer Acht lässt. Auf 
Grundlage des bestehenden Regulierungsrahmens besteht für Gasnetzbetreiber hierzu aber nicht nur kei-
nerlei Anreiz, sondern Investitionen werden u. U. sogar verhindert. Thüga fordert daher u. a. die regulatori-
sche Anerkennung von Investitionen in die Wasserstoff-Readiness der Gasnetze. Darüber hinaus hat Thüga 
im Zusammenhang mit KANU nachstehende Punkte identifiziert, die im Rahmen des im Koalitionsvertrag 
angekündigten Branchendialogs adressiert werden müssen. Grundsätzliches Ziel müsste es dabei sein, dass 
ein flexibler Transformationsrahmen geschaffen wird, in dem die Netzbetreiber die notwendigen Investitio-
nen zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit tätigen können. Das kann der derzeitige Regulierungs-
rahmen nicht gewährleisten: 
 

- Zur vorausschauenden Vermeidung von Buchverlusten sollten auch die bestehenden Investitions-
pflichten hinterfragt werden. So unterliegen Gasnetzbetreiber noch einem Anschluss- und Versor-
gungszwang. Eine Kündigungsmöglichkeit von Seiten des Netzbetreibers o. ä. besteht bspw. nicht. 

- Weiter ist das Problem der perspektivisch steigenden Netzentgelte zu adressieren. Diese werden u. 
a. durch die Anpassung der kalkulatorischen Nutzungsdauern für Neuinvestitionen, zunehmende 
Effizienzmaßnahmen und die Abwanderung von Kunden auf andere Energieträgerweiter steigen. 

- Eine Lösung für noch nicht abgeschriebene Bestandsinfrastruktur wird durch den Festlegungsent-
wurf der BNetzA nicht adressiert. Eine solche muss im Rahmen des von der Bundesregierung ange-
kündigten Branchendialogs mit der Zielrichtung diskutiert werden, eine Amortisierung der Gasnet-
zinfrastruktur sicherzustellen, ohne das Problem steigender Netzentgelte noch weiter zu verschär-
fen. Es besteht kein Grund, Neu- und Bestandsanlagen unterschiedlich zu behandeln, da es auch für 
Bestandsanlagen Investitionssicherheit geben muss. 

 

Insgesamt ist die Thüga davon überzeugt, dass ein politischer Diskussionsprozess zum künftigen Regulie-
rungsrahmen für die Gasnetzinfrastruktur erforderlich ist, da der derzeitige Rahmen nicht ausreicht, um 
eine entsprechende Transformation der Gasnetzinfrastruktur zu ermöglichen. 
  

 
2 Drucksache 20/2594 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode; S. 34: https://dserver.bundes-
tag.de/btd/20/025/2002594.pdf 
3 NWR - Eckpunktepapier zur Überarbeitung der Nationalen Wasserstoffstrategie: https://www.wasserstoff-
rat.de/fileadmin/wasserstoffrat/media/Dokumente/2022/2022-06-30_NWR-Eckpunktepapier_UEberarbei-
tung_NWS.pdf 
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Aufnahme neuer Anlagenkategorien in Anlage 1 der GasNEV 
 

Die Etablierung der neuen Anlagenkategorie für LNG-Anlagen und deren Anschluss ans Fernleitungsnetz 
unterstützen wir, tragen doch die geplanten LNG-Anlagen dazu bei, die einseitige Abhängigkeit von russi-
schen Erdgaslieferungen zu vermindern. Darüber hinaus bieten die LNG-Anlagen perspektivisch die Mög-
lichkeit, in einer signifikanten Größenordnung klimaneutralen Wasserstoff in das deutsche Gasnetz einzu-
speisen. 
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